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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Die «Verbesserung des Poststellennetzes und Stärkung der Rolle der
Gemeindebehörden bei der geografischen Verteilung der Postämter» wollte eine im
Juli 2017 eingereichte Standesinitiative des Kantons Jura erreichen. Sie stiess dabei ins
selbe Horn wie die Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 16.320) und Wallis (Kt.Iv.
17.302). Ständerat Janiak (sp, BL) erklärte die Empfehlung der Kommission zur
Ablehnung der Initiative im Plenum damit, dass bereits der praktisch identischen
Standesinitiative des Kantons Tessin im Rat keine Folge gegeben worden war, weil die
angenommene Kommissionsmotion 17.3356 die Anliegen der Standesinitiative bereits
grösstenteils enthielten. Eine Minderheit Hêche (sp, JU) beantragte dem Rat, der
Standesinitiative Folge zu geben. Ständerat Minder (parteilos, SH) warb für den Antrag
der Minderheit und hielt fest, gerade mit der Annahme der Standesinitiative könne der
mit der Kommissionsmotion eingeschlagene Weg bekräftigt werden. Der Ständerat gab
der Standesinitiative mit 23 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.05.2018
NIKLAUS BIERI

Die KVF-NR gab der Standesinitiative des Kantons Jura zur Verbesserung des
Poststellennetzes in ihrer Sitzung vom 15. Oktober 2018 Folge. Die Kommission
begründete dies mit dem Wunsch, einer breiten Unzufriedenheit mit der Entwicklung
des Poststellennetzes gesetzgeberisch zu begegnen. Die KVF hat damit zwei Jahre Zeit
für die Umsetzung der Standesinitiative. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

Die KVF-SR hat sich an ihrer Sitzung vom 1. Juli 2019 mit verschiedenen
Standesinitiativen befasst, die bezüglich der Postgesetzgebung hängig sind. Nach einer
Aussprache mit der Departementsvorsteherin und der Post-Spitze entschied die
Kommission einstimmig, ihrem Rat zu beantragen, den Standesinitiativen von Genf
(Kt.Iv. 18.312, «Für den Erhalt der Arbeitsplätze und eine echte Grundversorgung durch
die Post»), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314, «Service public erhalten. Keine Schliessung von
Quartierpoststellen!») und Solothurn (Kt.Iv. 18.315, «Postversorgung») keine Folge zu
geben. 2018 war der Standesinitiative Jura (Kt.Iv. 17.314, «Verbesserung des
Poststellennetzes und Stärkung der Rolle der Gemeindebehörden bei der geografischen
Verteilung der Postämter») Folge gegeben worden und die Kommission sah die Anliegen
der übrigen Standesinitiativen als weitgehend in der jurassischen enthalten. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.07.2019
NIKLAUS BIERI

Drei Standesinitiativen bezüglich der Postgesetzgebung hatte der Ständerat im
September 2019 zu behandeln, sie waren zusammen traktandiert worden. Die
Standesinitiativen von Genf, Solothurn und Basel-Stadt drehten sich alle um von der
Post angekündigte Änderungen beim Poststellennetz oder bei der Zustellung und
wollten sicherstellen, dass beim Service public keine Abstriche gemacht würden. Die
KVF-SR hatte schon im Juli 2019 auf die angenommene Standesinitiative Jura
hingewiesen und erklärt, sie wolle eine Gesamtschau zur Post erarbeiten und danach
die Standesinitiative Jura umsetzen. Sie hatte ihrem Rat deshalb empfohlen, den drei
weiteren Standesinitiativen keine Folge zu geben. Für die KVF-SR hielt Claude Janiak
(sp, BL) im Plenum noch einmal fest, dass die Anliegen der drei Standesinitiativen bei
der Umsetzung der Standesinitiative Jura aufgenommen werden könnten, dass die
Kommission aber aus formellen Gründen beantrage, den Initiativen keine Folge zu
geben. Der Ständerat folgte seiner Kommission und sprach sich gegen Folgegeben aus. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2019
NIKLAUS BIERI

In ihrer Sitzung vom 27. Mai 2020 diskutierte die KVF-NR unter anderem über die
Standesinitiativen von Genf (Kt.Iv. 18.312), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314) und Solothurn (Kt.Iv.
18.315) bezüglich der Postgesetzgebung. Erfreut über die von Post-CEO Cirillo bei der
Präsentation der Strategie 2021-2024 Mitte Mai 
gemachte Zusicherung, das Poststellennetz bei rund 800 Poststellen zu belassen,
beschloss die Kommission, den drei Standesinitiativen keine Folge zu geben. Alle den
Service public der Post betreffenden Fragen könnten in der angenommenen

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.05.2020
NIKLAUS BIERI
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Standesinitiative Jura (Kt.Iv. 17.314) geregelt werden, erklärte die Kommission. 5

In der Herbstsession 2020 lehnte der Nationalrat die drei Standesinitiativen bezüglich
der Postgesetzgebung (Kt. Iv. GE 18.312; Kt. Iv. BS 18.314 und Kt. Iv. SO 18.315) in globo
ab. Da der Ständerat den drei Initiativen ebenfalls keine Folge gegeben hatte, sind diese
definitiv erledigt. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Januar 2021 hatte die KVF-SR beantragt, die Frist für die Umsetzung der
Standesinitiative Jura zum Poststellennetz um zwei Jahre zu verlängern. Die Initiative,
der 2018 Folge gegeben worden war, verlangte, dass die Postkommission PostCom bei
der Schliessung oder Verlegung einer Poststelle einen anfechtbaren Beschluss fassen
soll. Bürgerinnen und Bürger sollen zudem eine Eingabe gegen die Schliessung einer
Poststelle bei der PostCom machen können. Auch müsse die Erreichbarkeit und die
Qualität der postalischen Dienstleistungen generell verbessert werden.
Im März 2021 stimmte der Ständerat dem Ansinnen auf Fristverlängerung seiner
Kommission stillschweigend zu. Kommissionssprecher Engler (mitte, GR) betonte, man
wolle zuerst die neue Strategie der Post für die Jahre 2021-24 besser kennenlernen und
den Bericht in Erfüllung des Postualtes 19.3532 der KVF-NR abwarten, bevor man
gesetzgeberisch tätig werde. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2023 stand die Standesinitiative des Kantons Jura zur Verbesserung des
Poststellennetzes erneut auf der Traktandenliste des Ständerats. Stillschweigend
verlängerte die kleine Kammer die Frist für die Ausarbeitung einer Vorlage zur
Erfüllung der Initiative um weitere zwei Jahre bis zur Frühjahrssession 2025.
Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte im Rat, dass das UVEK und das
BAKOM derzeit an der Ausarbeitung zweier Berichte zur Weiterentwicklung der
postalischen Grundversorgung arbeiteten. Zudem verwies der Freisinnige auf den
Bericht der Fachgruppe Egerszegi, welcher sich mit derselben Thematik beschäftige.
Für eine «korrekte Behandlung der Kantonsinitiative» wolle die Kommission deshalb die
«richtungsgebenden Entscheide betreffend die Weiterentwicklung der postalischen
Grundversorgung abwarten», wie sie in ihrem Bericht vom Januar 2023 schrieb. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.03.2023
MARCO ACKERMANN

In der Frühjahrssession 2025 beriet der Ständerat ein drittes Mal über eine
Fristverlängerung für die Ausarbeitung eines Entwurfs zur Standesinitiative des Kantons
Jura. Der Standesinitiative, welche die Verbesserung des Poststellennetzes und eine
Stärkung der Rolle der Gemeindebehörden bei der geografischen Verteilung der
Postämter forderte, war 2018 Folge gegeben worden. Im Rat erklärte Marianne Maret
(mitte, VS) für die Kommission, dass die KVF-SR Grundsatzentscheide zur postalischen
Grundversorgung abwarten wolle, bevor die Vorlage ausgearbeitet werde. Mit einem
Bericht zur zukünftigen Ausgestaltung der Grundversorgung durch die Post habe der
Bundesrat eine Neuausrichtung der Post in Aussicht gestellt. Die Kommission wolle die
Weiterentwicklung dieser Neuausrichtung sowie auch die Beratung einer Motion der
KVF-NR zu derselben Thematik abwarten. Der Ständerat hiess die Fristverlängerung
daraufhin stillschweigend gut, womit die Kommission nun bis zur Frühlingssession 2027
Zeit hat, einen Entwurf auszuarbeiten. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.03.2025
LENA BALTISSER
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